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Guatemala auf Orientierungssuche 
ZWISCHEN MAYA-RENAISSANCE UND KORRUPTIONSKAMPF 

Guatemala sorgte in den vergangenen 
Wochen für Schlagzeilen in der internati-

onalen Presse. Hiobsbotschaften über um-
fangreiche Korruptionsnetzwerke in Poli-
tik und Wirtschaft, der Territorialkonflikt 

mit Belize bis hin zu spektakulären archä-
ologischen Neufunden vergessener Maya-
Stätten erregten das Aufsehen einer 

weltweiten Öffentlichkeit. Das Spektrum 
könnte breiter kaum sein und ist Meta-
pher für die Extrempole, zwischen denen 

sich die Gesellschaft und Politik des Lan-
des bewegen.  
 
Seit dem Ende des 36 Jahre dauernden 
Bürgerkrieges, der besonders unter der in-
digenen Bevölkerung des Landes Tausende 
Opfer forderte, sind die Wunden von Ge-
walt, sozialer Zerrissenheit und gegenseiti-
gem Misstrauen noch immer nicht geheilt. 
Die gesellschaftliche Spaltung zwischen Ar-
mut und Reichtum, zwischen Indigenen und 
den Nachfahren europäischer Einwanderer 
sowie zwischen Land und Stadt prägen das 
Sozialgefüge des Landes.  

Maya-Erbe als neue Leitkultur? 

Als kürzlich ein internationales Forscherte-
am unter der Leitung von National Geogra-
phic mit einer neuen Laser-Messmethode 60 
000 vergessene Maya-Stätten in ganz Zent-
ralamerika wiederentdeckte, war dies nicht 
nur eine Zäsur in der archäologischen For-
schung, sondern vor allem der Auslöser ei-
ner gesellschaftlichen und kulturellen De-
batte über die eigene Identität Guatemalas. 
Nahezu die Hälfte der Bevölkerung hat indi-
gene, also Maya-Wurzeln. Neben Spanisch 
werden in den ländlichen Gebieten 22   Ma-
yasprachen aktiv gesprochen. Trotz der ho-
hen kulturhistorischen Bedeutung der Maya, 

ihrer beispiellosen Pionierleistungen in der 
Mathematik, Astronomie, Architektur sowie 
Gesellschaftsorganisation hatte das Maya-
Erbe einen nur untergeordneten Stellenwert 
in der guatemaltekischen Selbstwahrneh-
mung. Die Nachfahren europäischer Ein-
wanderer, die auch die gesellschaftliche Eli-
te des Landes dominieren, lehnten es ab, 
die als fremdartig und mystisch wahrge-
nommene Kultur der Maya als kulturelles 
und gesellschaftliches Leitnarrativ Guate-
malas zu nutzen und anzuerkennen. Durch 
ein wachsendes internationales Interesse an 
eben dieser jahrtausendealten Kultur setzt 
nun ein Umdenken ein. Sicher kann man 
einen plötzlichen Bewusstseinswechsel und 
eine Neuverortung der Identität der Eliten 
ausschließen, aber das wirtschaftliche und 
politische Potential des Maya-Erbes wird 
immer mehr erkannt.  
 
Der anwachsende Tourismus in dem zent-
ralamerikanischen Land soll mit neuen An-
geboten auch langfristig auf Wachstumskurs 
gehalten werden. Die Reiseanbieter und Ho-
telunternehmen wissen, dass die sagenum-
wobenen Mayapyramiden und die Legenden 
über Blutopfer und Schlangengötter Touris-
ten aus aller Welt anziehen und das Besu-
cherpotential noch lange nicht ausgeschöpft 
ist. Aktuell verzeichnet die guatemalteki-
sche UNESCO-Welterbestätte Tikal ca.  
350 000 Besucher im Jahr. Im Vergleich da-
zu kommt das mexikanische Chichen Itza 
auf jährlich rund 3 Millionen Besucher.  

Regionale Integrationsimpulse durch Ma-
ya-Geschichte 

Die archäologischen Neufunde geben der 
Region Zentralamerika neue  
Integrationsimpulse. Bisher gingen Forscher 
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von weit geringeren Dimensionen des be-
siedelten Mayaterritoriums aus. Die Wieder-
entdeckungen belegen aber, dass vor 1500 
Jahren ca. 10 Millionen Menschen zwischen 
dem heutigen Honduras und Mexiko in ei-
nem einheitlichen Kulturraum gelebt haben 
müssen. Eine Forschungserkenntnis, die an-
gesichts des begonnenen Lösungsprozesses 
der Territorialstreitigkeiten zwischen Gua-
temala und dem Nachbarland Belize will-
kommene Signale von historischen Gemein-
samkeiten sendet. Diese werden aktuell von 
der Politik der beiden Länder dankbar auf-
gegriffen. Denn es gilt, alle einenden Aspek-
te zu betonen, um so nicht nur die nachbar-
schaftlichen Beziehungen zu stärken, son-
dern vor allem für die in beiden Staaten 
stattfindenden Referenden zu werben. Im 
Falle eines positiven Ausgangs soll die Klä-
rung des über 150 Jahre andauernden Kon-
flikts dem Internationalen Gerichtshof in 
Den Haag übertragen werden.  

Territorialkonflikt zwischen Guatemala 

und Belize 

Hintergrund der territorialen Auseinander-
setzung zwischen den beiden Ländern ist 
die von Seiten Guatemalas nicht vorhande-
ne Anerkennung der Staatsgrenzen Belizes. 
Bereits während der Kolonialzeit war eine 
eindeutige Zugehörigkeit des Territoriums 
nicht gegeben. So kam es immer wieder zu 
Spannungen zwischen der Spanischen und 
Britischen Krone, da englische Siedler in 
Belize Mahagoniholz abbauten und Großbri-
tannien die spanische Hoheit über das Ge-
biet nicht anerkannte. Als spanische Solda-
ten 1798 den gescheiterten Versuch unter-
nahmen, die Siedler zu unterwerfen, folgte 
eine jahrzehntelange Phase der Selbstver-
waltung, bis Belize unter dem Namen „Bri-
tish Honduras“ schließlich 1862 britische 
Kronkolonie wurde. Erst im Jahr 1981 wurde 
Belize vom Vereinigten Königreich unab-
hängig, blieb aber Mitglied des Common-
wealth. Die Militärregierung Guatemalas un-
ternahm in den 80er Jahren einen erneuten 
Anlauf, eigene Territorialansprüche durch-
zusetzen, scheiterte aber an den von der 
UNO unterstützten britischen Truppen, die 
an der Grenze in Alarmbereitschaft versetzt 
wurden. Eine Eskalation blieb aus und Gua-
temala erkannte 1992 die Unabhängigkeit 

des Staates Belize vertraglich an. Offen 
blieb jedoch die Klärung der Streitigkeiten 
um das von Guatemala beanspruchte Fest-
land sowie maritimes Territorium vor der 
Küste beider Staaten.  

Der Internationale Gerichtshof als Ver-
mittler 

Ein in den letzten Jahren stattfindender Ei-
nigungsprozess zwischen den beiden Regie-
rungen erzielte die Verständigung, die Klä-
rung nicht bilateral zu verhandeln, sondern 
den Internationalen Gerichtshof als dritten 
und neutralen Akteur ein endgültiges Urteil 
fällen zu lassen. Ein Weg, der neue Formen 
der Konfliktprävention unter aktiver Anru-
fung internationaler Rechtsinstitutionen er-
möglicht und somit eine Strahlkraft der Bei-
spielhaftigkeit auch für andere Konflikte die-
ser Art in ganz Lateinamerika aufzeigt. Da 
aber im hiesigen Fall verfassungsrechtliche 
Gründe Referenden erforderlich machen, ist 
besonders in Belize ein positives Ergebnis 
der dort im April 2019 stattfindenden Ab-
stimmung fraglich. Belize kann im besten 
Fall die Rechtmäßigkeit des bestehenden 
Staatsgebiets gerichtlich bestätigt bekom-
men. Somit hat das Land besonders viel zu 
verlieren, da jeder andere Gerichtsentscheid 
Gebietsabtretungen bedeuten würde.  

Nichtsdestotrotz war besonders die Vorbe-
reitung auf das Referendum für Guatemala 
ein wichtiger gesellschaftlicher Schritt nach 
vorne. Regierung, Kirchen, Verbände, Ge-
werkschaften und zivilgesellschaftliche Or-
ganisationen jeder politischen Couleur 
schlossen sich zusammen, um für das Refe-
rendum zu werben, die demokratische Be-
deutung einer Volksbefragung zu erklären 
und auf die Wichtigkeit einer friedlichen und 
rechtlichen Lösung des Territorialkonflikts 
durch ein unabhängiges Gericht hinzuwei-
sen. Das mit großer Spannung erwartete 
Ergebnis, das nun mit 95 Prozent Ja-
Stimmen ein klares Signal aussendet, ist ein 
Momentum von Einigung und Frieden, das 
es nun zu nutzen gilt. Die mäßige Wahlbe-
teiligung von 25 Prozent sollte ein Ansporn 
sein, zukünftig noch mehr in politische Auf-
klärung und Information zu investieren. 
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Neue Weichenstellungen in der Korrupti-
onsbekämpfung 

Diese bisher kaum gekannte Form von ge-
sellschaftlichem Zusammenhalt und das 
Signal eines gemeinsamen Aufbruchs lässt 
die Negativschlagzeilen über die Niederun-
gen der Korruptionsskandale, die Beschnei-
dungen von Transparenz und rechtsstaatli-
cher Grundprinzipien fast vergessen. Die 
politische Landschaft des Landes ist stark 
polarisiert und schwankt zum einen zwi-
schen der Entschlossenheit, den nepotisti-
schen Traditionen den Kampf anzusagen 
und sich gegen die intransparenten und 
kriminellen Netzwerke zu wehren, zum an-
deren besetzen unter Korruptionsverdacht 
stehende Schlüsselfiguren wichtige politi-
sche Positionen im Kongress und anderen 
staatlichen Institutionen, die Verbrechen-
saufklärung und Transparenzinitiativen öf-
fentlich als „Hexenjagd“ brandmarken. 

Gallionsfigur der „Gerechtigkeitsbewegung“ 
ist der Kolumbianer Iván Velásquez, der seit 
2013 die Leitung der Internationalen Kom-
mission gegen die Straflosigkeit in Guate-
mala (CICIG) übernommen hat. Diese welt-
weit einzigartige UN-Behörde hat durch ein 
2006 geschlossenes Übereinkommen des 
Staates Guatemala mit den Vereinten Nati-
onen weitreichende Ermittlungs- und Straf-
verfolgungsbefugnisse und ist gemeinsam 
mit der Generalstaatsanwältin wichtigstes 
Instrument gegen die organisierte Kriminali-
tät. Gerade diese sehr erfolgreiche Doppel-
struktur aus CICIG und Generalstaatsan-
waltschaft steht nun vor einer harten Probe, 
denn Ende April 2018 endete die Amtszeit 
der bisherigen Leiterin Thelma Aldana. Die 
Sorge ist groß, dass die vom Staatspräsi-
denten neuberufene Chefanklägerin das en-
ge Abstimmungs- und Vertrauensverhältnis 
zwischen CICIG und Generalstaatsanwalt-
schaft ins Wanken bringt und damit eine 
entschiedene Front im Kampf gegen die 
Korruption zu bröckeln droht. 

Wahlverwandtschaften zwischen Präsi-
dent und Kongressvorstand  

Der Mitte Januar 2018 neu gewählte Kon-
gressvorstand machte bereits unmissver-
ständlich deutlich, die Befugnisse der CICIG 

zu beschneiden, das Mandat der CICIG 
grundlegend zu überprüfen und Iván Velás-
quez auszuwechseln. Die darauf in der Zi-
vilgesellschaft einsetzende Empörungswelle 
taufte den neuen Kongressvorstand als 
„Pacto de Corruptos“ (Pakt der Korrupten) 
und löste auch innerhalb des Kongresses 
eine fraktionsübergreifende Solidarisierung 
zwischen einigen Abgeordneten aus, die ein 
Zeichen für Transparenz und Rechtsstaat-
lichkeit innerhalb des Parlaments setzen. 
Die sich als „Frente Parlamentario por la 
Transparencia“ (Parlamentarische Front ge-
gen Korruption) zusammengeschlossene 
Gruppe kandidierte auch mit einem eigenen 
Gegenkandidaten bei den parlamentsinter-
nen Wahlen für den Kongressvorstand, un-
terlag jedoch mit 57 zu 90 Stimmen. 

Der Kongressvorstand, der sich auf eine 
komfortable Mehrheit stützen kann, ist trei-
bende Kraft für bereits mehrere Gesetzes-
vorhaben, die für viel Misstrauen in der Zi-
vilgesellschaft gesorgt haben. So z.B. Vor-
haben zur Beschränkung der freien Mei-
nungsäußerung von Organisationen, Einfüh-
rung neuer Hürden zur Gründung von zivil-
gesellschaftlichen Initiativen und die Blo-
ckade der Reform des Strafgesetzes in Be-
zug auf illegale Parteienfinanzierung. Alle 
Vorhaben hatten die klare Absicht, Korrupti-
onstatbestände zu bagatellisieren, kritische 
Berichterstattung einzudämmen und aus-
ländische Mahnungen und Engagement zu 
unterbinden.  

Verfassungsgericht als Korrektiv 

Bisheriges Korrektiv dieser besonders bei 
zivilgesellschaftlichen Organisationen, der 
Presse und der G13-Gruppe der westlichen 
Diplomaten auf Kritik stoßenden Absichten 
wurden bisher durch die Veto-Funktion des 
Verfassungsgerichtshofes unterbunden. Ein 
Vorgehen, das immer wieder demokratie-
theoretische Bedenken hervorruft, aber eine 
Aushöhlung freiheitlicher und rechtlicher 
Grundprinzipien bisher verhindern konnte. 
Der Präsident des Verfassungsgerichts 
wechselte kürzlich nach einem komplizierten 
und vom Alter abhängigen Rotationsverfah-
ren. Neue Gerichtsvorsitzende ist nun eine 
Vertraute des Präsidenten Morales, sodass 
auch hier die Befürchtung um sich greift, 
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dass sich die Kontrollfunktion des Gerichtes 
ändern und der Kongress seine Legislativ-
vorhaben ungehindert ausführen könnte.  

Umbau des Sicherheitsapparats 

Ende Februar nahm Präsident Morales einen 
umfangreichen Umbau der Sicherheitsbe-
hörden vor. So ernannte er einen neuen In-
nenminister, der sich durch besondere Nähe 
zum Regierungschef auszeichnet, um dann 
im nächsten Schritt die Führung der Natio-
nalen Polizei und der Kriminalpolizei auszu-
tauschen. Alle hier neu berufenen Funkti-
onsträger sind bekennende Kritiker der  
CICIG. Wie sich erst kürzlich in einem kon-
kreten Fall zeigte, verzögert die Polizei als 
Ausführungsorgan der Staatsanwaltschaft 
nun wichtige Zugriffe und Festnahmen, die 
die CICIG anordnete, was ein Entkommen 
von Tatverdächtigen ermöglichte.  

Privatwirtschaftliche Initiative gegen Kor-
ruption 

Die Privatwirtschaft nimmt diese Signale 
feinfühlig auf, ist man sich doch bewusst, 
dass die Grundprinzipien von Rechtsstaat-
lichkeit und Demokratie eine der wichtigsten 
Eckpfeiler für eine positive Wirtschaftsent-
wicklung und ausländische Investitionen im 
Land sind. Mitte April schlossen sich daher 
die Wirtschaftsverbände im Land für die Ini-
tiative „GuateIntegra“ zusammen. Ein Fünf-
Punkte-Plan soll neue Mechanismen für 
Transparenz, Ethik und Rechtssicherheit 
schaffen sowie eine Compliance-Kultur in-
nerhalb der Unternehmen initiieren, Demo-
kratieausbildung landesweit fördern, die 
Parteienfinanzierung strenger überwachen 
und einen institutionellen Antikorruptions-
plan aufstellen. Dabei kann sich der Privat-
sektor der politischen und ökonomischen 
Unterstützung der USA sicher sein. So un-
terstrich der erst im März stattgefundene 
Besuch der UN-Botschafterin der USA Nikky 
Haley die klare Mahnung der US-Regierung, 
die CICIG im Land weiter zu stärken. 

Gesellschaftliche und politische  
Polarisierung 

Wie Antipoden stehen sich somit die beiden 
politischen und gesellschaftlichen Lager ge-

genüber: Aufklärung gegen Nepotismus und 
demokratischer Aufbruch auf der einen Sei-
te gegen unrechtmäßige Privilegien bewah-
renden Klientelismus auf der anderen. Die 
Justiz, allen voran die CICIG, greift tief an 
die Wurzeln gesellschaftlicher Traditionen 
und Denkmuster, die sich durch fast jede 
Familie des Landes ziehen. Eine kürzlich 
veröffentlichte Umfrage besagt, dass 70 
Prozent der Bevölkerung der Arbeit der CI-
CIG positiv gegenüberstehen. Dies nährt die 
Hoffnung, dass die im kommenden Jahr 
stattfindenden Präsidentschafts- und  
Kongresswahlen nicht gegen die demokrati-
schen und rechtsstaatlichen Aufklärer ent-
schieden werden können. 

Die Wahl als Wendepunkt? 

Wie weit der Weg noch bis zu den kommen-
den Wahlen ist, zeigt die Tatsache, dass es 
bisher kaum Kandidaturen gibt. Gerüchte 
über mögliche Bewerber überschlagen sich 
und der Tod des Ex-Präsidenten und amtie-
renden Bürgermeisters von Guatemala-
Stadt Alvaro Arzu hinterlässt ein erhebliches 
Machtvakuum. So war er in den vergange-
nen Jahren der wichtigste politische Strip-
penzieher, der das Bindeglied zwischen Poli-
tik und Wirtschaft war und der auch Jimmy 
Morales zum amtierenden Präsidenten 
machte. Wer dieses Vakuum nun füllt, ist 
noch ungewiss. Einen Vorgeschmack gibt 
jedoch die Botschaftseröffnung Guatemalas 
in Jerusalem, die vor allem auf Betreiben 
der einflussreichen evangelikalen Freikir-
chen erfolgte. Akteure, die ihr politisches 
Potential in Guatemala bereits entdeckt ha-
ben. 
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